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1 Problemstellung 

Die informationstechnologische Durchdringung bzw. Informatisierung von öf-
fentlichen Verwaltungsprozessen schreitet seit mehr als einem Vierteljahrhun-
dert kontinuierlich voran. Diese Entwicklung geht regelmäßig mit mehr oder 
weniger explizit formulierten Leitbildern einher, die dem jeweiligen Technolo-
gieeinsatz eine Zielrichtung verleihen (vgl. Traunmüller 1999). Mit dem gegen-
wärtigen Einsatz von Informationstechnik, insbesondere der Internettechnologie 
ist ein neuerlicher Informatisierungsschub ausgelöst worden, der als eGovern-
ment bezeichnet wird. Neu ist an dieser Entwicklung, dass der IKT-Einsatz bei 
öffentlichen Prozessen einen so hohen Durchdringungsgrad erreicht hat, dass der 
organisatorischen Gestaltung kaum noch Restriktionen gesetzt sind. Informati-
sierte Leistungen und Prozesse können allgegenwärtig zur Verfügung stehen, 
wodurch Bürger, Unternehmer, öffentliche oder private Organisationen zur Op-
timierung der Leistungserbringung unmittelbar erreichbar werden. 
 
Mittlerweile ist jedoch klar geworden, dass eGovernment-Vorhaben hohe Inves-
titionen erfordern, die nicht nebenbei aus den öffentlichen Haushalten finanzier-
bar sind (vgl. Engel 2004: 94ff.). Deshalb sind Effizienzüberlegungen bereits in 
der Konzeptionsphase, d.h. möglichst vor der Einführung neuer elektronischer 
Leistungsprozesse erforderlich, um nicht nur die Umsetzungskosten, sondern 
auch die späteren Betriebskosten möglichst gering zu halten. Damit stellt sich 
die Frage, welche Möglichkeiten eGovernment bietet, öffentliche Leistungs-
strukturen effizient zu gestalten. 
In der Verwaltungs- und Politikwissenschaft ist zwar generell unstrittig, dass die 
öffentliche Leistungserbringung auch effizient zu erfolgen hat, jedoch liegen 
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diesbezügliche Untersuchungen nicht im Zentrum ihres Erkenntnisinteresses. 
Dabei könnte gerade diese Forschung zu einem aufgeklärten Effizienzverständ-
nis öffentlicher Leistungsstrukturen beitragen. Denn bei der praktischen Einfüh-
rung von eGovernment zeigt sich häufig, dass insbesondere gegenüber dem 
Bürger nicht nur regelmäßig von viel zu optimistischen Annahmen über das 
Nutzerverhalten ausgegangen wird, sondern dass auch  vielfach wegen der ein-
seitigen Kostensicht der Effizienzbegriff verkürzt verstanden wird, woraus di-
verse Anwendungsprobleme entstehen. 
 
Im Folgenden wird deshalb der Effizienzbegriff näher betrachtet, um anschlie-
ßend zunächst den Effizienzansatz der traditionellen Staatsorganisation sowie 
der neueren (Public-)Managementdiskussion zu untersuchen. Denn Effizienz-
fragen sind nicht erst mit der elektronischen Unterstützung öffentlicher Leis-
tungsstrukturen aufgetreten, sondern spielen auch in den bisherigen Ansätzen 
der öffentlichen Leistungsgestaltung – wenn auch mit unterschiedlicher Perspek-
tive und Gewichtung – eine Rolle. Ausgehend von dieser Betrachtung werden 
unter Berücksichtigung der IT-Potenziale Gestaltungsvorschläge für effiziente 
eGovernment-Leistungsstrukturen vorgeschlagen und deren Folgen für die bis-
herigen Ansätze herausgearbeitet.  

2 Zum Effizienzbegriff 

Zunächst ist Effizienz ein neutraler Begriff und wurde mit dem Effektivitätsbeg-
riff in der Organisationstheorie der 70er Jahre zunehmend anstelle des Wirt-
schaftlichkeitsbegriffs verwendet (Reichwald/Höfer/Weichselbaumer 1996: 5). 
Mit Effektivität ist im Allgemeinen die Wirksamkeit einer Maßnahme gemeint, 
bei der es darum geht, die richtigen Dinge zu tun: „doing the right things“. Mit 
Effizienz sollen die Dinge richtig getan werden: „doing the things right“. Effi-
zienz ist das Verhältnis von Input und Output oder Kosten und Nutzen, also ein 
relationaler Begriff. 
 
Aus dieser Relationalität ergeben sich in der Anwendung des Effizienzkonzeptes 
zahlreiche Probleme, da der Nutzen nur schwer messbar ist. Darin liegt auch der 
Grund, dass sich Effizienzüberlegungen häufig auf messbare Kosten und – wenn 
überhaupt möglich – auf messbaren Nutzen beschränken (Mintzberg 1991: 336 
ff.). Das heißt, Effizienz wird dann nur mit dem Ziel Kostenreduzierung betrach-
tet und verliert seine konzeptionell vorgesehene neutrale Bedeutung. Solche 
sachlichen Verkürzungen sind jedoch für die öffentliche Leistungsgestaltung 
folgenreich, da das öffentliche Leistungsprogramm zwar effizient als Output zu 
erbringen ist, jedoch letztlich der gesellschaftlichen Steuerung dienen soll. Bei-
spielsweise verursacht die Polizeiarbeit gerade bei Großfahndungen enorme 
Kosten, jedoch überwiegt der gesellschaftliche Nutzen in so hohem Maße (man 



 

 357 

denke an die Fahndung nach einem Serienmörder), dass niemand ernsthaft we-
gen der entstehenden Kosten die Maßnahmen generell hinterfragen würde. Der 
Schutz der übrigen Gesellschaft vor einem Serienmörder scheint jedwede Kos-
ten zu rechtfertigen, was jedoch nicht bedeutet, dass der Polizeieinsatz nicht 
auch effizient zu organisieren ist oder andere Instrumente die gleiche oder eine 
bessere Wirkung entfalten können und damit effektiver sind.  
 
Anhand dieses Beispiels wird deutlich, dass man bei Effizienzanalysen nicht 
ohne Ziele auskommt (vgl. Humborg 2004: 55ff.). Effizienzanalysen ohne Ziele 
sind letztlich sinnlos, da nicht klar ist, welches Ziel effizient erreicht werden 
soll. Bei der Einführung von eGovernment-Strukturen unterlaufen jedoch re-
gelmäßig solche Fehler, indem beispielsweise in der Praxis gefragt wird, ob e-
Government nicht generell zu teuer sei und deshalb überhaupt nicht eingeführt 
werden sollte. Einer solchen Denkweise liegt eine verkürzte Effizienzsicht we-
gen der Vernachlässigung des Nutzens zu Grunde, indem sie im Ergebnis eine 
an multiplen Zielen orientierte Gestaltung informatisierter Leistungsstrukturen 
negiert.  
 
Beispielsweise werden in der verwaltungs- und politikwissenschaftlichen Ar-
gumentation immer wieder Zielkonkurrenzen zwischen Effizienz und Demokra-
tie konstruiert (vgl. z.B. Winkel 2000). Im Zweifelsfall hat dann immer – wenn 
auch nicht in der praktischen Umsetzung – die Demokratie den Vorzug, so dass 
der neutrale Effizienzbegriff eine negative Bedeutung bekommt. Bei einer an 
Zielen orientierten Effizienzbetrachtung würde man eher fragen, wie die Ziele 
Demokratie oder Legitimation effizient zu erreichen sind. Damit scheint es, dass 
der Effizienzbegriff in der Verwaltungswissenschaft und in der öffentlichen 
Verwaltung enger als in der neueren betriebswirtschaftlichen Literatur ange-
wendet und damit letztlich falsch verstanden wird. In der betriebswirtschaftli-
chen Literatur wird schon länger von einer an Zielen orientierten Effizienzbe-
trachtung ausgegangen, die Aspekte wie Kundenorientierung, Anpassungs- und 
Veränderungsfähigkeit oder Wettbewerbsfähigkeit einbezieht (vgl. Reich-
wald/Höfer/Weichselbaumer 1996: 75ff., Reichwald 1998: 273ff.). Einseitige 
Effizienzvorstellungen sind meist in der Literatur zur traditionellen Staatsorga-
nisation und teilweise auch noch in der neueren Public Governance-Debatte zu 
finden, die im Folgenden in ihren Grundzügen mit ihrem jeweiligen Effizienz-
gehalt dargestellt werden. 
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3 Effizienzvorstellungen bisheriger Leistungsstrukturen 

3.1 Traditionelle Staatsorganisation 
In der traditionellen Staatsorganisationslehre wird Effizienz überwiegend über 
die Aufgabenzuordnung und die Größe einer Behörde bestimmt. Dabei wird ge-
nerell zwischen dem Gebietsorganisations- und dem Funktionalprinzip unter-
schieden. 
 
Ein Bundesland hat die Möglichkeit, Aufgaben entweder durch eigene Behörden 
in Form von so genannten (Landes-)Sonderbehörden auszuführen oder Aufga-
ben auf die Kreisebene zu übertragen. Die erste Variante entspricht dem Funkti-
onal- bzw. dem Realprinzip, die kreisliche Aufgabenwahrnehmung dagegen 
dem Territorial- bzw. dem Gebietsorganisationsprinzip (vgl. Ermacora 1970: 
894f., Wagener/Blümel 2001: 98f., Hutchcroft 2001: 30f.). Beim Funktional-
prinzip liegt die administrative Verantwortung für einen klar abgegrenzten 
Funktionsbereich bei einer Organisation und entspricht damit weitestgehend 
dem Spartenprinzip (hier und im Folgenden: Püttner 2000: 73). Effizienz wird in 
der Funktionalorganisation durch Spezialisierung erreicht. Anders verhält es 
sich beim Territorialprinzip, bei dem einheitliche Untereinheiten mit einer grö-
ßeren Aufgabenbreite gebildet werden, so dass (Verwaltungs-)Ebenen – wie die 
Kreisebene – entstehen. Im Gegensatz zu Sonderbehörden wird von der Kreis-
ebene mehr Effektivität dahingehend erwartet, als durch sie eine bessere Steue-
rungs- und Koordinationsfunktion aufgrund der Aufgabenbündelung erreicht 
wird. In der Realität neigen jedoch besonders große Ebenen zu Bürokratisie-
rungstendenzen, so dass sie dann die von ihr erwarteten Steuerungs- und Koor-
dinationsvorteile kaum erbringen können. 
 
Zur Effizienzsteigerung einer Ebene kommt als dominantes Instrument die Ge-
bietsvergrößerung in Betracht, da durch sie erst die Mindestbetriebsgröße einer 
Verwaltung erreicht wird. Diesen Zusammenhang hat Frido Wagener als einer 
der prominentesten Vertreter im deutschsprachigen Raum Ende der 60er Jahre 
mit seiner Habilitationsschrift „Neubau der Verwaltung“ umfassend herausgear-
beitet (vgl. Wagener 1969). Es wird davon ausgegangen, dass eine bestimmte 
Mindestbetriebsgröße einer Verwaltung erforderlich ist, um Effizienz zu errei-
chen, was allerdings durch die zunehmende Gebietsgröße zu Demokra-
tienachteilen führt. Diese Argumentation der (Staats-) Organisationsgestaltung 
ist bis dato in der Literatur zur kommunalen Gebietsreform zu finden. Denn erst 
– so die Annahme – wenn Gemeinden eine bestimmte Größe aufweisen, können 
diese Aufgaben effizient durchgeführt werden. Die ökonomische Begründung 
dafür liefern Ansätze der Föderalismusökonomie, die davon ausgehen, dass bei 
zunehmender Größe einer Gebietskörperschaft die Produktionseffizienz zu-
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nimmt, weil mehr Einwohner die Nachfrage und damit die Produktionsmenge 
steigen lassen, wodurch Stückkosten sinken. 
 
Im Hinblick auf eine effiziente strukturelle Leistungsgestaltung findet in der 
(traditionellen) Staatsorganisation die Informationstechnik kaum Beachtung. Sie 
dient der Abwicklung von Massenverfahren, wie Personalabrechnung oder 
Steuerverfahren und wird i.d.R. durch große, in öffentlicher Trägerschaft befind-
liche Rechenzentren ausgeführt. Die Chancen für eine Effizienzsteigerung auf 
der Basis von Informationstechnik wurden von Wagener selbst zwar durchaus 
gesehen und bereits prognostiziert, er hat jedoch noch keine weitergehenden 
Auswirkungen für die Organisationsgestaltung herstellen können (vgl. Wagener 
1970: 156f.). Die dominanten Stellschrauben zur Effizienzsteigerung bleiben die 
Größe einer Verwaltungsorganisation bzw. Verwaltungsebene bei relativer Ent-
kopplung und Vernachlässigung der operativen Aufgabenausführung. Deshalb 
ist der wegen seiner mangelnden Konkretheit ansonsten problematische Aufga-
benbegriff als organisatorische Gestaltungseinheit in der traditionellen Staatsor-
ganisation geeignet. Denn Verwaltungsebenen werden eher ganze Aufgaben-
bündel zugewiesen, um eine möglichst umfassende Kompetenz und Zuständig-
keit für ein (Verwaltungs-)Gebiet sicherzustellen. Erst für die interne Aufgaben-
organisation wird die Unschärfe des Aufgabenbegriffs mit der Dominanz der 
Aufbauorganisation durch funktionale und hierarchische Arbeitsteilung nach 
dem Weberschen Bürokratieverständnis überwunden.  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Prinzipien der traditionellen Staats-
organisation zur Effizienzsteigerung eine Präferenz für den äußeren Verwal-
tungsaufbau haben. Sie unterliegen damit einer aus heutiger Perspektive vereng-
ten Effizienzsicht, die vereinfacht auf die immer noch häufig anzutreffende Di-
chotomie zwischen Effizienz und Demokratie hinausläuft. 

3.2 Public Governance 
Im Public Governance-Diskurs wird davon ausgegangen, dass die öffentliche 
Leistungsgestaltung nicht mehr ausschließlich innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung, sondern zunehmend in vernetzten und kooperativen Strukturen unter 
Einbezug privater, halböffentlicher oder öffentlicher Organisationen stattfindet. 
Public Governance hat sich in den letzten Jahren als Gegenreaktion zu einer 
(häufig einseitig organisationsintern ausgerichteten) management-orientierten 
Verwaltungsreform herausgebildet (vgl. König 2001: 621ff., Reichard 2002a, 
Reichard 2003: 500). Management-orientierte Verwaltungsreformen nach dem 
so genannten „New Public Management“ (NPM) haben in vielen Industrielän-
dern Mitte der 80er Jahre eingesetzt (vgl. überblicksartig und stellvertretend für 
viele: Hood 1991, Lane 1995, Ferlie et al. 1996) und wurden in Deutschland seit 
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Anfang der 90er Jahre unter der Bezeichnung „Neues Steuerungsmodell“ 
(NSM) durchgeführt (vgl. Reichard 2002b, Reichard 2002c). Insbesondere das 
NSM konzentrierte sich mit seinen Instrumenten (wie z.B. Budgetierung, Cont-
rolling, Produktsteuerung sowie Kosten- und Leistungsrechnung) auf eine orga-
nisationsinterne Effizienzsteigerung. 
 
Seit Ende der 90er Jahre hat sich jedoch verstärkt im Public Management ein 
Trend zu einer organisationsübergreifenden Leistungserstellung mit einer um 
eine externe Sicht erweiterten Managementausrichtung durchgesetzt, weil eine 
Verbesserung der öffentlichen Leistungsgestaltung durch organisationsinterne 
Maßnahmen allein nicht ausreichend ist. Dabei geht die Effizienzvorstellung im 
Public Governance verstärkt von der Annahme aus, dass Wettbewerb in und 
zwischen öffentlichen und privaten Organisationen bzw. Agenturen entschei-
dend ist. Durch eine Neubestimmung der  staatlichen Aufgabenwahrnehmung 
zwischen den Polen „staatlich“ und „privat“ (so genannte staatliche Leistungs-
tiefenreduktion) sollen die neuen Effizienzpotenziale gehoben werden. Als Leis-
tungsträger sind zunehmend nichtstaatliche Akteure vorgesehen, was durch eine 
institutionelle Trennung von Gewährleistung und Vollzug erreicht wird (vgl. 
Reichard 1994, Reichard 2002a: 31). Mit der Gewährleistungsfunktion soll die 
Erstellung eines politisch gewünschten Leistungsangebots auch dann noch gesi-
chert sein, wenn die Leistungserstellung durch Dritte erfolgt.  
 
Wesentliche Entscheidungsgrundlage für die Verringerung der staatlichen Leis-
tungstiefe (vgl. Naschold et al.) bildet die Neue Institutionenökonomie und hier 
insbesondere der Transaktionskostenansatz (vgl. Lane 1995: 227ff., Larmour 
1997: 387ff., Reinermann 1998: 93-109, Reichard 2002b: 598f.). Die Grundaus-
sage des Transaktionskostenansatzes ist, dass über die Effizienz der jeweiligen 
Institutionen- bzw. Governance-Form nicht nur Produktions-, sondern auch 
Transaktionskosten entscheiden (Williamson 1975, Williamson 1985). Transak-
tionskosten sind Kosten, die bei der Anbahnung, Abwicklung, Kontrolle und 
Anpassung von Verträgen entstehen (Picot 1982: 270). Die optimale Governan-
ce-Form liegt dann vor, wenn die Summe der Kosten über alle vier Phasen am 
geringsten ist.   
 
Bei der Leistungstiefenentscheidung bleibt jedoch die Rolle der Informations-
technik – wie generell im Public Management – weitestgehend unberücksichtigt. 
Informationstechnik hat hier eher die Rolle als Unterstützungstool bei der Ein-
führung einer Kosten- und Leistungsrechnung oder bei Controllingsystemen. Es 
wird kaum die strukturverändernde Wirkung gesehen, zumal im NPM-Diskurs 
generell die operative Arbeitsebene weitestgehend ausgeblendet ist (vgl. Schup-
pan/Reichard 2004).  
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Hinsichtlich der Effizienz besteht in der Public Governance-Diskussion eine 
Dominanz der Transaktionskosten, so dass die Gefahr besteht, Produktionskos-
ten sowie den Nutzen neuer Leistungsstrukturen zu vernachlässigen. Denn es 
kann durchaus gerechtfertigt sein, höhere Transaktionskosten durch Auslage-
rung in Kauf zu nehmen, wenn dafür der Nutzen – wie besserer Bürgerservice 
und/oder sinkende Produktionskosten – steigt, da Effizienz es erfordert, Kosten 
und Nutzen zueinander ins Verhältnis zu setzen. Die Dominanz der Transakti-
onskosten bei Leistungstiefenentscheidung verleitet jedoch dazu, lediglich die 
Leistungsbeziehung zwischen zwei Organisationen zu betrachten. Es könnte je-
doch auch viel effizienter und damit kostengünstiger bzw. mehr Nutzen verspre-
chend sein, Leistungsprozesse auf drei oder vier Träger aufzuteilen. Diese Per-
spektive wird insbesondere bei hoch informatisierten Leistungsstrukturen rele-
vant, da sie eine räumlich verteilte Leistungserstellung ermöglicht.   

4 Effiziente Leistungsgestaltung im eGovernment 

Für die effiziente Gestaltung von eGovernment-Strukturen ergibt sich die An-
forderung, sowohl die Kosten- als auch die Nutzenseite angemessen zu berück-
sichtigen. Das kann mit eGovernment erreicht werden, wenn bisherige Organi-
sationsgrenzen überschritten werden, zumal durch die Verbreitung leistungsfä-
higer Netzinfrastrukturen – basierend auf standardisierten Datenaustauschforma-
ten – eine umfassende Realisierung durch die Beteiligung vieler Leistungsträger 
möglich ist (vgl. Lenk 2004, Schuppan/Reichard 2004, Reinermann 1999).  
 
Im Folgenden werden Gestaltungsprinzipien für effiziente informatisierte Leis-
tungsstrukturen herausgearbeitet und danach deren Implikationen für bisherige 
Ansätze untersucht, um so zu einer revidierten Effizienzbetrachtung öffentlicher 
Leistungsstrukturen zu gelangen.  

4.1 Gestaltungslogik informatisierter Leistungsnetze 
Um die Effizienzpotenziale der Informationstechnik umfassend ins Blickfeld zu 
nehmen, ist zwingend eine Prozesssicht erforderlich. Das heißt, weder eine Auf-
gabensicht – wie in der traditionellen Staatsorganisation – noch eine Vollzugs-
sicht oder grobe Leistungsphasen, wie häufig in der Governance-Debatte vor-
herrschend, sind geeignet, um informatisierte Leistungsnetze zu gestalten. Zur 
effizienten Leistungsgestaltung mit Informationstechnik ist die Leistungserbrin-
gung in einzelne möglichst standardisierte und austauschbare Prozessteile (so 
genannte Module) aufzuspalten, um diese auf verschiedene Träger nach Kosten- 
und Nutzengesichtspunkten verteilen zu können. Im Ergebnis sind Leistungsnet-
ze mit geringen Produktionskosten und hohem Nutzen möglich. Mit diesem An-
satz wird die Perspektive  der internen Organisationsgestaltung verlassen, zumal 
die Summe optimierter Einzelarbeitsplätze ohnehin nicht zur grundlegenden 
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Verbesserung der gesamten Leistungserbringung beiträgt. Denn wird die beste-
hende funktionale Arbeitsteilung beibehalten, bleiben Schnittstellen sowie Inef-
fizienzen für die gesamte Leistungserbringung weiterhin erhalten. Das heißt, v.a. 
durch eine interorganisatorische Neuverteilung der operativen Prozessausfüh-
rung und -verantwortung können die Effizienzpotenziale der Informationstech-
nologie realisiert werden.  
 
Dabei sind auf der Basis neuer Informationstechnik zahlreiche Vernetzungsopti-
onen denkbar (vgl. Brüggemeier 2004). Im Kern geht es bei Bürger- oder Unter-
nehmensdiensten um eine Individualisierung an der Schnittstelle zum Leistungs-
abnehmer bei gleichzeitig reduzierten Produktionskosten. Grundlage dafür ist 
die Aufspaltung von Prozessen, welche an verschiedenen Standorten ablaufen. 
Erste Ansätze solch innovativer Vernetzungsszenarien zeigen sich auf kommu-
naler Ebene, indem im Flächenland Kreis und Gemeinde unter Beteiligung wei-
terer Organisationen auf der Basis von informationstechnischer Vernetzung neue 
Formen der interorganisatorischen Arbeitsteilung und Kooperation realisiert ha-
ben, um Leistungen für ihre Bürger vor Ort bereitzustellen. Als wegweisende 
Beispiele gelten in Deutschland u.a. die Kreise Segeberg, Osnabrück, Ludwigs-
lust oder Cham. In diesen Kreisen wurde auf der Basis elektronisch vernetzter 
Zusammenarbeit eine effizientere Leistungserbringung zumindest ansatzweise 
erreicht.  
 
Traditionell erbringen Kreis und Gemeinde im ländlichen Raum räumlich ge-
trennt öffentliche Leistungen für ihre Bürger. Daraus ergibt sich das Problem, 
dass Bürgerdienste, wie z.B. die Kfz-Zulassung oder auch diverse Sozialleistun-
gen, vom Kreis und nicht von den (kleinen) Gemeinden erbracht werden. Um 
Leistungen des Kreises in Anspruch zu nehmen, entstehen für den Bürger in der 
Regel lange Zugangswege. Würde man diese Aufgaben den Gemeinden in tradi-
tioneller Weise übertragen, hätte man zwar als Nutzen eine größere Bürgernähe 
im Sinne einer ortsnahen Leistungserbringung, allerdings wäre das aufgrund zu-
nehmender Stückkosten (Kosten je erstellter Verwaltungsleistung) durch eine 
geringe Auslastung von Ressourcen insgesamt wenig effizient. Mit anderen 
Worten, die Nachfrage nach einer Leistung wäre aufgrund geringer Einwohner-
zahl in einer Gemeinde so gering, dass die Leistung nur unter erhöhten Kosten 
erbracht werden könnte. Deshalb stehen in der Vorstellung der traditionellen 
Staatsorganisation Effizienz und Bürgernähe in einem unauflöslichen Zielkon-
flikt.  
 
Einen anderen Ansatz zeigen neue informatisierte Formen der Leistungsgestal-
tung, wie sie beispielsweise im Kreis Segeberg in Schleswig-Holstein praktiziert 
werden: Hier ist es auf der Basis von informationstechnischer Vernetzung mög-
lich, dass Bürger Leistungen unabhängig von örtlichen, gemeindlichen und teil-
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weise auch kreislichen Grenzen von den Gemeinden in Anspruch nehmen kön-
nen. Dafür ist es u.a. erforderlich, dass die beteiligten Kreise und Gemeinden 
untereinander ungehindert Daten, Informationen und Prozesse austauschen. Dies 
erfolgt im Kreis Segeberg durch ein so genanntes technisches Mid-Office auf 
der Basis einer Datendrehscheibe. Die Funktion der Datendrehscheibe wird 
durch einen zentralen öffentlichen IT-Dienstleister (Dataport) bereitgestellt, der 
dafür sorgt, dass die technische und semantische Interoperabilität zwischen den 
heterogenen und verteilten Anwendungen und Datenbeständen der einzelnen 
Verwaltungen sichergestellt ist. Gemeinden können so ortsnah Leistungen, wie 
die Kfz-Zulassung über das Bürgerbüro bereitstellen, dafür wesentliche Res-
sourcen und IKT-Dienste (z.B. Datenbestände, Archivfunktionen) verbleiben 
weiterhin beim Kreis bzw. bei Dataport. Analytisch betrachtet handelt es sich 
dabei um eine institutionelle Trennung von Front- und Back-Office-Funktionen, 
indem der Kreis und Dataport die Produktions- und die Gemeinden die Distribu-
tionsverantwortung übernehmen. Im Ergebnis entstehen vernetzte Leistungsar-
rangements, bei denen das typische Spannungsfeld zwischen Effizienz und Bür-
gernähe aufgelöst wird: Gemeinden erbringen ortsnah Kfz-
Zulassungsleistungen, während die beim Kreis und bei Dataport liegenden IKT-
Funktionen kosteneffizient durch die (Mehrfach-)Nutzung dieser Ressourcen – 
aufgrund der Beteiligung mehrerer Verwaltungen – realisiert werden.  
 
Die Überlegungen für solche Leistungsnetze gehen jedoch bereits in der prakti-
schen Vorstellung vielfach weiter, indem über Gemeinde-, Kreis- und Landes-
grenzen hinweg bereits virtuelle Regionen konzipiert werden, um öffentliche 
Leistungen kostengünstiger und näher am Bürger zu erbringen. Als prominentes 
Beispiel dafür steht die Metropolregion Hamburg, an der drei Bundesländer mit 
mehr als 200 Kommunen beteiligt sind. Es wird bereits die Idee von einem „Di-
gitalen Nordstaat“ verfolgt, bei der elektronische Leistungsnetze traditionelle 
Länderverwaltungsgrenzen überlagern (vgl. Kammer 2003).  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Informatisierung zwar selbst der 
Prozesseffizienz z.B. durch den Abbau von Medienbrüchen oder durch Automa-
tisierung dient, die eigentlichen Potenziale liegen jedoch in der organisatori-
schen Neugestaltung, die auf interorganisatorische Netzwerke hinausläuft. Dabei 
sind die entscheidenden Prinzipien zur Effizienzsteigerung die Mehrfachnutzung 
sowie die Auslagerung von Modulen. Dabei dienen gemeinsam genutzte Back 
Offices dazu, Spezialisierungsvorteile und die Verringerung von Stückkosten 
einerseits sowie eine Individualisierung gegenüber dem Bürger andererseits zu 
erreichen, da verteilte Front Offices effizient mit Prozessen und Informationen 
versorgt werden.  
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4.2 Implikationen für die bisherigen Ansätze der Leistungsgestaltung 
Die traditionelle Staatsorganisation zielt darauf ab, durch Gebietsvergrößerung 
die Einwohnerzahl und damit die Nachfrage nach einer Leistung zu erhöhen, um 
eine Mindestbetriebsgröße zu erreichen und dadurch Skaleneffekte zu erzielen. 
Dieser Zusammenhang verliert auf der Basis von eGovernment an Bedeutung, 
da eine Ressourcenauslastung von Produktionskapazitäten nicht mehr durch die 
Einwohnerzahl im Territorium, sondern durch die Mehrfachnutzung von Modu-
len im Leistungsnetz erreicht wird. Die Kreis- und Gemeindeverwaltung wird 
deshalb durch elektronische Leistungsnetze überlagert, womit sich die Frage der 
kostengünstigen Leistungserstellung von der territorialen Größe entkoppelt. Auf 
diese Weise ist es auch möglich, dass die Gemeindeebene neue Teilleistungen 
erbringen kann, die ihre Leistungskapazität bisher überstiegen. Die Betriebsgrö-
ße von Kreis und Gemeinde ist deshalb davon abhängig, welche Module sie im 
Leistungsnetz erbringen und welche Netzwerkressourcen sie von anderen Trä-
gern beanspruchen können (z.B. Datenbestände, Anwendungen oder auch per-
sonell erbrachte Teilleistungen bzw. Prozesse). Es ist durchaus denkbar, dass 
territorial kleine Gemeinden eine große Verwaltung haben, wenn diese kleinen 
Gemeinden ihre Module anderen Trägern bzw. Gemeinden bereitstellen. Damit 
zeigt sich entsprechend dem generellen Ansatz der Prozessorganisation, dass die 
interorganisatorische Prozessgestaltung gegenüber der makroorganisatorischen 
Aufbaustruktur an Dominanz gewinnt.  
 
Für Public Governance-Strukturen ergeben sich Implikationen für die Effizienz-
betrachtung bei informatisierten Leistungsnetzen dadurch, weil der (normative) 
Ansatz zur Leistungstiefengestaltung eher auf bilaterale Leistungsbeziehungen 
ausgerichtet ist und nicht auf Netzwerkfragen, an dem drei oder mehr Träger 
beteiligt sind. Es ist durchaus denkbar, dass beispielsweise die Kfz-Zulassung 
privaten Versicherungsunternehmen übertragen wird, während Datenbestände, 
Archive und bestimmte hoch legitimationsbedürftige Entscheidungen (ggf. meh-
reren) von öffentlichen Verwaltungsträgern wahrgenommen wird  bzw. bei die-
sen verbleiben. Generell neigen jedoch vernetzte Leistungsstrukturen aufgrund 
der Vielzahl der zu beteiligenden Träger zu erhöhten Transaktionskosten. An-
ders verhält es sich bei informatisierten Leistungsnetzen. Dabei sind die Trans-
aktionskosten bei Netzwerken nicht per se geringer, sondern nur dann, wenn be-
stimmte technische und organisatorische Mindestvoraussetzungen erfüllt wer-
den. Insbesondere sind bei informatisierten Netzwerken Standardisierungen auf 
Daten-, Informations- und Prozessebene erforderlich.  
 
Aus diesem Integrationsaufwand, der generell bei Vernetzung erforderlich ist, 
folgt, dass mit dem Transaktionskostenansatz nicht – so wie bisher im Leis-
tungstiefenansatz – ohne weiteres entschieden werden kann, ob private Träger in 
elektronische Leistungsnetze einbezogen werden sollen. Denn die Transaktions-
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kosten entstehen weitestgehend unabhängig davon, ob in das (elektronische) öf-
fentliche Leistungsnetz private oder öffentliche Träger einbezogen werden, da 
auch bei Einbezug von (neuen) Verwaltungsträgern Anbahnungs-, Durchfüh-
rungs-, Kontroll- und Anpassungskosten für eine Transaktion entstehen. Trans-
aktionskosten können deshalb – wenn überhaupt – nur sehr bedingt eine Ent-
scheidungsgrundlage für den Einbezug privater Träger in ein Leistungsnetz bil-
den. Aus Sicht des Transaktionskostenansatzes  ist vielmehr zu klären, ob bzw. 
inwieweit eine vernetzte Zusammenarbeit (trans-aktions-)kostengünstig gestaltet 
werden kann, und weniger, welche Trägerart einbezogen werden sollte.  
 
Voraussetzungen für eine transaktionskosteneffiziente vernetzte Zusammenar-
beit sind technische und (prozess-)organisatorische Standards, wofür zumindest 
zu Beginn und bei deren späterer Anpassung Abstimmungsaufwand als Transak-
tionskosten zu berücksichtigen sind. Weniger Abstimmungsaufwand wäre erfor-
derlich, wenn die staatlichen Ebenen im Rahmen ihrer Gewährleistungsträger-
funktion für die verteilten Prozessträger verbindlich einzuhaltende Standards auf 
allen Integrationsebenen vorgeben, die beispielsweise für Kreis und Gemeinde 
zwingend einzuhalten wären.  
 
Durch den Integrations- und Standardisierungsaufwand verursacht die (transak-
tionskosten-)effiziente elektronische Vernetzung einen hohen Anpassungsauf-
wand, der jedoch kompensiert werden kann, wenn der Gesamtnutzen der Ver-
netzung nicht überstiegen wird und die Leistungsbeziehungen langfristig ange-
legt sind. Bei der Betrachtung des Gesamtnutzens sind nicht nur Produktions-
kostenvorteile, die beispielsweise durch die Zusammenlegung von Kompetenzen 
entstehen, einzubeziehen, sondern auch Effektivitäts- und Legitimationsvorteile. 
Denn wenn durch Vernetzung unterschiedlicher Träger beispielsweise eine ef-
fektivere Leistungserbringung ermöglicht wird, so dass gesellschaftliche Steue-
rungsziele (so genannte Outcome-Ziele) besser erreicht werden, dann können 
auch dafür höhere Transaktionskosten gerechtfertigt sein. Da die Wirkungsper-
spektive bei der Nutzenbetrachtung einzubeziehen ist, verschwimmt an dieser 
Stelle die Grenze zwischen Effizienz und Effektivität, was zu einer erweiterten 
Effizienzsicht führt. Daraus folgt, dass im Ergebnis Transaktionskosten der 
Leistungsvernetzung einerseits und der dadurch entstehende Gesamtnutzen (ein-
schließlich der Outcome-Vorteile) andererseits gegenüberzustellen sind. Nur 
wenn Transaktionskosten den Gesamtnutzen der Vernetzung übersteigen, sind 
eher singuläre oder weniger umfassend vernetzte Leistungsarrangements zu be-
vorzugen. Mit anderen Worten, um Transaktionskosten zu verringern, gibt es 
dann nur die Möglichkeit, auf ausgeprägt vernetzte Leistungsarrangements zu 
verzichten und damit ebenso auf die mit der Vernetzung einhergehenden Vortei-
le.  
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Im Ergebnis sind bei der effizienten Gestaltung informatisierter Leistungsnetze 
Transaktionskosten weiterhin relevant, sie verlieren jedoch im Vergleich zur 
bisherigen Leistungstiefendiskussion dahingehend an Bedeutung, dass Fragen 
des Nutzens und der Produktionskosten stärker einzubeziehen sind.  

5 Schlussfolgerung: Aufgeklärte Effizienzbetrachtung 

In der traditionellen Staatsorganisation wird Effizienz wesentlich über den äuße-
ren Verwaltungsaufbau bestimmt, indem über die Größe einer Behörde also 
letztlich durch das Verhältnis von Mitarbeiter- und Einwohnerzahl auf die Effi-
zienz der Leistungserbringung geschlossen wird. In dieser Diskussion finden 
sich auch verengte Effizienzvorstellungen, indem Gegensätze zwischen Effi-
zienz und Demokratie konstruiert werden. Im Public Governance-Diskurs, ins-
besondere in der Leistungstiefengestaltung, wird von einer zu einseitigen Trans-
aktionskostensicht ausgegangen und dabei die Produktionskosten sowie die Nut-
zenseite zu sehr vernachlässigt. Außerdem fehlt eine Effizienzsicht aus einer 
gesamten Netzwerksicht. Das heißt, selbst wenn die Transaktionskosten zwi-
schen zwei Leistungsträgern gering sind, muss das noch nicht bedeuten, dass 
auch das gesamte Netzwerk effizient ist.  
 
eGovernment verstanden als Netzwerkorganisationsansatz und auf Prozessen 
basierend erfordert deshalb einen erweiterten Effizienzansatz. Eine einfache 
Kostensicht wird den zukünftigen Gestaltungsmöglichkeiten von eGovernment 
kaum gerecht. Denn wenn gesellschaftliche Steuerungsleistungen (Reduktion 
von Arbeitslosigkeit, Verbesserung der Volksgesundheit etc.) besser erbracht 
werden können, dann können auch höhere Kosten für Leistungsstrukturen ge-
rechtfertigt sein. Bisher wird jedoch der Nutzen zu verkürzt betrachtet, indem – 
wenn überhaupt – die Outputebene im Mittelpunkt steht. Die Möglichkeit einer 
besseren gesellschaftlichen Steuerung ist bislang noch wenig als Nutzenvorteil 
in Effizienzüberlegungen einbezogen worden. Denn durch Informationstechnik 
lassen sich auch ganz neue Erkenntnisse über gesellschaftliche Bereiche durch 
eine verbesserte Datenerhebung und -korrelation gewinnen, so dass die Mög-
lichkeit besteht, staatliches Handeln und gesellschaftliche Steuerungsfähigkeit 
grundlegend zu verbessern.  
 
Damit kündigen sich mit eGovernment Fragen an, die sich auch im Gesund-
heitswesen zeigen, da durch technische Möglichkeiten die medizinische Versor-
gung immer teurer geworden ist, jedoch die Lebenserwartung und Lebensquali-
tät zeitgleich gestiegen sind. Auch hier können die Kosten nicht ohne den Nut-
zen gesehen werden. Denn wenn lebensverlängernde Maßnahmen durch „Appa-
ratemedizin“ möglich werden, dann wird die Frage nach den dadurch entstehen-
den Kosten zunehmend zu einer Wertefrage. Auf eGovernment übertragen, 
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muss sich eine Gesellschaft verstärkt fragen, welche Formen staatlichen Han-
delns und öffentlicher Leistungserbringung sie sich leisten kann und will, was 
einer aufgeklärten Effizienzsicht entspricht. So gesehen ist die gegenwärtige Ef-
fizienzdiskussion im eGovernment, die zu dem noch auf ein kostenmäßig er-
fassbares Return on Investment fokussiert, zu einseitig. Es besteht die Gefahr, 
staatliches Handeln zu sehr auf die kostensenkende Erbringung von Verwal-
tungsleistungen zu reduzieren, ohne die eigentlichen staatlichen Handlungsfunk-
tionen, wie die gesellschaftliche Steuerungsfunktion, hinreichend zu berücksich-
tigen.  
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